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Schriftliche Stellungnahme der Autobahn GmbH des Bundes 
zum Entwurf eines Infrastruktur-Zukunftsgesetzes (BT-Drs. 21/4099) 

 

Die Autobahn GmbH des Bundes unterstützt entschieden vorliegenden Entwurf des Infrastruktur-Zukunftsge-

setzes. Die darin enthaltenden Regelungen wirken sich mit Nachdruck positiv auf die Beschleunigung von In-

frastrukturvorhaben im Bereich der Fernstraßen in Deutschland aus. Es werden weitere entscheidende plan-

ungsrechtliche Grundlagen für die weitere Beschleunigung und Verfahrensvereinfachung (unten A.) geschaf-

fen, die die Autobahn GmbH des Bundes äußerst begrüßt.  

Bei einzelnen weinigen Punkten (B. und C.) sieht die Autobahn GmbH des Bundes noch Möglichkeiten, weite-

res Beschleunigungspotential oder verfahrensrechtliche Klarstellungen zu heben.  

A. Positive Bewertung 

Für die positive Bewertung des Gesetzentwurfes sprechen ganz entscheidend 3 Gründe: 

Erstens: Für priorisierte Vorhaben von Fernstraßen werden die Verfahren rechtlich vereinfacht und beschleu-

nigt. Dies gilt sowohl für Erhaltungsmaßnahmen und Brücken, die dringend modernisiert/erneuert werden 

müssen. Aber auch Bedarfsplanvorhaben, deren Planungen in vielen Fällen schon weit fortgeschritten sind, 

können schneller umgesetzt werden. 

Zweitens: Verfahren, die in der Vergangenheit zu Doppelprüfungen geführt haben, werden verschlankt oder 

abgeschafft. Das gilt für die Streichung der Raumverträglichkeitsprüfung und die Linienbestimmung. Dabei ist 

nach Auffassung der Autobahn GmbH des Bundes besonders wichtig, dass Umweltprüfungen dadurch nicht 

abgeschafft, sondern konzentriert in der Planfeststellung durchgeführt werden. 

Drittens: Besonders positiv ist, dass sich die Regelungen systematisch gut in die bisherige Beschleunigungs-

gesetzgebung einfügen und ihr weiteren Effet verleihen. 

Diesen Zielsetzungen wird durch folgende Regelungen entsprochen: 

• Brückenersatzneubauten und Rastanlagen werden in einem neuen § 3 Abs. 1 Satz 4 FStrG-E priorisiert: 

Der Bau oder Ausbau einer Rastanlage und der Ersatz vorhandener Brückenbauwerke liegt im überragen-

den öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit; 

• wichtigste Bedarfsplanvorhaben im Fernstraßenausbau werden mit Abwägungsvorrang priorisiert, 

§ 1 Abs. 3 FStrAbG;  

• Denkmalschutz wird aus § 4 Satz 4 FStrG gestrichen; 

• Raumverträglichkeitsprüfungen für Fernstraßenprojekte fallen grundsätzlich weg, auch wenn oberste 

Landesbehörden dem weiterhin widersprechen können (§ 16 ROG); 

• Linienbestimmungen werden auf eine Bestätigung des Vorschlags des Vorhabenträgers durch das Fern-

straßen-Bundesamt reduziert (nichtförmliches, nur der internen Abstimmung zwischen Bund und Vorha-

benträgern dienendes Verfahren ohne Umweltverträglichkeitsprüfung); 

• Ersatzzahlungen werden als gleichwertige Kompensationsmaßnahmen gem. § 15 Abs. 6a BNatschG für 

priorisierte Fernstraßenvorhaben anerkannt; 

• vorläufigen Anordnungen durch die Planfeststellungsbehörden gem. § 17 Abs. 2 FStrG werden erleicht-

ert. 

Damit schafft der Gesetzentwurf den geeigneten und notwendig großzügigen Rahmen, um im Fernstraßen-

bau fachlich zielführend priorisieren zu können. Diese fachliche Priorisierung erfolgt durch die Autobahn Gm-
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bH des Bundes im jährlichen Bauprogramm und im Finanzierungs- und Realisierungsplan (FRP). Letzterer 

deckt fünf Jahre ab, aktuell den Zeitraum 2025 – 2029, und bildet mit dem verkehrsübergreifenden Investi-

tionsrahmenplan die strategischen Planungsinstrumente der Gesellschaft. Leitend ist dabei das Prinzip, dass 

die Funktionalität des Netzes vorrangig erhalten bleiben muss. Daher werden durch die Autobahn GmbH des 

Bundes Brückenersatzneubauten priorisiert, aber vor allem auch solche Aus- und Neubauten (Lückenschlüs-

se), die Brücken umfassen, die dringend modernisiert/erneuert werden müssen. 

 

B. Anmerkungen 

Folgende zwei Änderungen hält die Autobahn GmbH des Bundes für besonders zielführend. Sie dürften wei-

tere Beschleunigungswirkung insbesondere hinsichtlich der dringenden Brückenerneuerungen entfalten: 

 

1. § 4 FStrG: Klarstellung Verfahrensfreiheit auch im Naturschutz- und Wasserrecht 

§ 4 Satz 2 FStrG stellt den Straßenbaulastträger von förmlichen Genehmigungen anderer Behörden für seine 

Bauten frei. Im ersten Referentenentwurf war ursprünglich die hier begehrte Klarstellung in § 4 FStrG vorge-

sehen, dass dies „insbesondere für naturschutz- oder wasserrechtliche Erlaubnisse oder Genehmigungen“ 

gilt. An dieser Klarstellung ist unbedingt festzuhalten. Der Klarstellungszweck ist aktuell nicht mehr in der Ge-

setzesbegründung enthalten. Im Gesetzentwurf ist dies gestrichen worden. Hier heißt es in der Begründung 

lediglich noch: „Bereits nach geltendem Recht in § 4 Satz 2 FStrG bedarf der Träger der Straßenbaulast für 

Maßnahmen, die weder Bau noch Ausbau einer Bundesfernstraße im Sinne von § 17 Absatz 1 FStrG darstel-

len, keiner behördlicher Genehmigungen, Erlaubnisse und Abnahmen durch andere Fachbehörden. Eine Aus-

nahme sah das Gesetz lediglich für den Bereich des Denkmalschutzes im bisherigen § 4 Satz 4 FStrG vor.“ 

Eine ausdrückliche Klarstellung ist aber für eine Verfahrensbeschleunigung besonders bei Brückenersatzneu-

bauten äußerst wichtig. Sie dient unmittelbar dem Vollzug der Planungsbeschleunigungsgesetzgebung. 

Denn die Autobahn GmbH des Bundes hat die Fachbehörden im Rahmen des Benehmens nach bestehender 

Gesetzeslage bei Unterhaltungsmaßnahmen zu beteiligen. Gerade angesichts der im föderalen System stark 

divergierenden Behördenstrukturen, vor allem auch bei Umweltbehörden, trifft die Autobahn GmbH des 

Bundes immer wieder auf abweichende behördliche Bewertungen, teils in ein und derselben Region, über 

die Verfahrensfreiheit gem. § 4 Satz 2 FStrG. So kommt es regelmäßig zu zeitraubenden vermeidbaren Ab-

stimmungsprozessen. Die von § 4 Satz 2 FStrG gewollte Vermeidung förmlicher Verfahren zwischen Straßen-

baulastträger und Fachbehörden muss aber erhalten bleiben, um die gesetzlich intendierte Beschleunigung 

zu erreichen. Dies wäre durch die begehrte gesetzliche Klarstellung gewährleistet. 

 

2. § 3 Abs. 1 Satz 5 FStrG-E: Radverkehr an Autobahnbrücken 

Der Autobahn GmbH des Bundes ist es wichtig, den Bedarf für Radverkehr auch an Brücken zu ermöglichen. 

Dazu wurde die aktuell geltende „Betriebswege“-Regelung, die 2020 eingeführt wurde, geschaffen, die sich 

bislang auch als praktikabel erwiesen hat. 

Danach sind „Betriebswege auf Brücken im Zuge von Fernstraßen bedarfsabhängig durch den Träger der 

Straßenbaulast so zu bauen und zu unterhalten sind, dass auf ihnen auch öffentlicher Radverkehr abgewickelt 

werden kann.“ 
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Für die Autobahn GmbH des Bundes steht derzeit jegliche Möglichkeit einer Beschleunigung bei der Erneuer-

ung sanierungsbedürftiger Brücken im besonderen Fokus. Zur Aufrechterhaltung der Netzverfügbarkeit sollte 

jeglicher Verzögerungseffekt vermieden werden. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung, dass Brücken im Zuge von Fernstraßen bedarfsabhängig durch 

den Träger der Straßenbaulast so gebaut und unterhalten werden sollen, dass auf ihnen auch öffentlicher 

Radverkehr abgewickelt werden kann, könnte jedoch die dringend erforderliche Beschleunigung bremsen. 

Durch die jetzt vorgesehene Neuregelung ist nicht auszuschließen, dass durch das Hinzutreten neuer Ver-

kehrsträger neue Planfeststellungsbedarfe geschaffen werden, die insbesondere Fragen der Statik sowie die 

Sicherheit der Verkehrsteilnehmer betreffen. In der Folge wären Umplanungen der bisherigen Brückenplan-

ungen nicht auszuschließen. 

Daher schlägt die Autobahn GmbH des Bundes vor,  

es entweder bei der bisherigen, erst im Oktober 2020 eingeführten Regelung der Betriebswege auf Brücken 

dauerhaft oder bis zur Klärung der durch die aktuelle Regelung aufgeworfenen Rechtsfragen zu belassen 

oder die mit der Neuregelung verbundene Rechtsfragen jetzt im Infrastruktur-Zukunftsgesetz zu regeln: 

• Einen Radweg hinzuzufügen, führt grundsätzlich nach h. M. (Müller-Schulz, FStrG, 3. Aufl. 2022, § 17 Rn. 

12 m. w. N.) in ein Planfeststellungsverfahren, weil damit ein neuer Verkehrsweg eröffnet wird. Es müss-

te in § 17 Abs. 1 FStrG ein neuer Satz eingefügt werden: „Das Hinzufügen eines Radweges an eine 

Brücke gem. § 3 Abs. 1 Satz 5, 1. Alt. FStrG stellt keine Änderung dar.“; 

• zu regeln, dass Radwege Bestandteil der Autobahnen sind (Regelungsbedarf in § 1 Abs. 4 FStrG: Ein-

fügung als weitere Ziffer “Radwege an Brücken gem. § 3 Abs. 1 Satz 5, 1. Alt. FStrG“); 

• den Kostenrahmen erheblich zu erhöhen: Bei einer 500m langen Brücke und einem 4m breitem Radweg: 

handelt es sich um eine Größenordnung an Mehrkosten von ca. 16 Mio. EUR, da 1m2 Brücke mit 6-8 Tsd. 

EUR zu veranschlagen ist, zzgl. aufwändigerer Ausgestaltung von Lärmschutzwänden zwischen Fahrbahn 

und Radweg sowie den Widerlagern der Brücke, die von den Straßenbaulastträgern der Radwege zu tra-

gen sind; 

• statt der Soll-Regelung eine Kann-Regelung vorzusehen, die angesichts der entgegenstehenden Belange 

(Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs) angebrachter ist. Der Bedarf ist von den jeweiligen Straßen-

baulastträgern nachzuweisen. 

• Ausnahmen klar zu bestimmen. Eine Ausnahmeregelung könnte lauten: „[…] soweit keine anderen ge-

wichtigen Gründe dagegensprechen, wie insbesondere die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, 

Ausbauabsichten, die Straßenbaugestaltung, Eilbedürftigkeit im Zuge einer Unterhaltung und Belange 

des Umweltschutzes oder Dritter, die hierdurch nachteilig beeinträchtigt werden könnten.“ 

• eine klare Übergangsregelung vorzusehen, z. B.: § 3 Abs. 1 Satz 5 tritt erst nach Ablauf eines Jahres seit 

dem Tag des Inkrafttretens des Gesetzes am … in Kraft. 
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C. Weitere Änderungsvorschläge 
 

1. Ersatzzahlungen, § 15 Abs. 6a BNatschG-E 

Die Gleichstellung von Ersatzzahlungen mit Realkompensation ist zu begrüßen. Im Referentenentwurf war 

die Gleichstellung unbeschränkt vorgesehen. Im aktuellen Gesetzentwurf ist sie gleich dreifach beschränkt 

auf Vorhaben von militärischer Relevanz, Vorhaben, die durch Bundesgesetz in das überragende öffentliche 

Interesse gestellt sind und für die aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität finanzierten 

Vorhaben.  

Angesichts der Parzellierung von Ausgleichsflächen in der Bundesrepublik ist diese Beschränkung viel zu eng. 

Es sollte daher an der ersten Entwurfsfassung festgehalten und Ersatzzahlungen für alle Vorhaben als Kom-

pensationsmaßnahme in § 15 Abs. 6a BNatschG vorgesehen werden, um der Regelung die gewollte Effizienz 

zu verleihen. 

 

2. Einführung neuer Bundesprognosen in laufende Baurechtsverfahren  

Im Gesetzentwurf fehlt eine gesetzliche Grundlage zum rechtssicheren Umgang mit der Überarbeitung der 

Bundesprognose und deren Einführung in laufende Baurechtsverfahren. Die Erfahrungen insbesondere mit 

der Einführung der Bundesprognose 2040 zeigen, dass die Veröffentlichung einer neuen Bundesprognose 

erhebliches Verzögerungspotential für alle laufenden oder vor Einleitung stehenden Baurechtsverfahren hat.  

Die so genannte Projektprognose (Verkehrsprognose) ist eine wesentliche Grundlage für verschiedene Plan-

unterlagen wie z. B. die schalltechnische Berechnung oder das Schadstoffgutachten. Sie basiert auf der vom 

Bund erstellten und veröffentlichten Bundesprognose. Wird eine neue Bundesprognose veröffentlicht, so 

zieht dies mindestens einen Überprüfungs-, oft jedoch auch einen Überarbeitungsbedarf für Planunterlagen 

nach sich. Das Verzögerungspotential durch Überprüfung, Überarbeitung und ggf. erforderliche erneute Öf-

fentlichkeitsbeteiligung kann bis zu zwei Jahre betragen. Dieses Problem betrifft grundsätzlich alle laufenden 

oder bevorstehenden Genehmigungsverfahren.  

Empfohlen wird der Erlass einer an § 18g AEG für den Verkehrsträger Schiene nachgebildeten Regelung, die 

den Vorhabenträgern die Möglichkeit eröffnet, ein Baurechtsverfahren auf der Grundlage der bei Einleitung 

geltenden Bundesprognosezahlen zu Ende zu führen.  

Zusätzlich sollte für die Zukunft ein transparentes, verlässliches Verfahren etabliert werden, nach dem Infor-

mationen zur neuen Bundesprognose veröffentlicht und den Vorhabenträgern zur Verfügung gestellt wer-

den. 

 

3. § 1 Abs. 3 FStrAbG 

In § 1 Abs. 3 Fernstraßenausbaugesetz ist geregelt, dass Fernstraßenvorhaben, die mit der Dringlichkeit Eng-

passbeseitigung oder mit dem Bauziel Neubau oder vierstreifiger Neubau bezeichnet sind, priorisiert werden, 

d. h. im überragenden öffentlichen Interesse stehen, militärische Relevanz haben, der öffentlichen Sicherheit 

dienen und einen Abwägungsvorrang genießen. Hiervon wären nach dem gegenwärtigen Stand unserer Prüf-

ung bei weitem nicht alle Projekte priorisiert umzusetzen, die im Finanzierungs- und Realisierungsplan ent-

halten sind. Es sollte eine Formulierung gewählt werden, welche auch Vorhaben des vordringlichen Bedarfs 

ohne Engpassbeseitigung (VB) berücksichtigt. 
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Denn: 

• werden nur Neubau-Projekte und Projekte mit der Dringlichkeit Engpassbeseitigung berücksichtigt, wür-

den 17 Vorhaben des aktuellen Finanzierungs- und Realisierungsplanes nicht von der Priorisierung profi-

tieren (in Tabelle B des FRP weisen nur 57 der 74 Vorhaben die Dringlichkeit „Engpassbeseitigung“ oder 

„Neubau“ auf); 

• würden Neubau-Projekte und Projekte mit der Dringlichkeit Engpassbeseitigung sowie generell des vor-

dringlichen Bedarfs ohne Engpassbeseitigung (VB) berücksichtigt, könnten nachfolgende Vorhaben be-

schleunigt geplant werden: 

- Tabelle B des FRP: 70 der 74 Vorhaben weisen die Dringlichkeit „Engpassbeseitigung“ oder „Neu-

bau“ auf. Nur 4 Vorhaben profitieren dann nicht von der Gesetzesänderung (da FD bzw. WB* ge-

mäß BVWP); 

- Tabelle C des FRP: 126 der 145 Vorhaben weisen die Dringlichkeit „Engpassbeseitigung“ oder 

„Neubau“ auf. 19 Vorhaben profitieren dann nicht von der Gesetzesänderung (da WB* bzw. 

keine Dringlichkeit gemäß BVWP). 
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